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eihberufen, wenn im vorhergegangenen Kalenderhalbjahr keine 
Personalversammlung und keine Teilversammlung durchgeführt wor­
den sind.

§50
(Personalversammlung und Arbeitszeit)

(1) Die in § 49 Abs. 1 bezeichnten und die auf Wunsch des Leiters 
der Dienststelle einberufenen Personalversammlungen finden wäh­
rend der Arbeitszeit statt, soweit nicht die dienstlichen Verhältnisse 
eine andere Regelung erfordern. Die Teilnahme an der Personalver­
sammlung hat keine Minderung der Dienstbezüge oder des Arbeits­
entgeltes zur Folge. Soweit in den Fällen des Satzes 1 Personalver­
sammlungen aus dienstlichen Gründen außerhalb der Arbeitszeit 
stattfinden müssen, ist den Teilnehmern Dienstbefreiung in entspre­
chendem Umfang zu gewähren. Fahrkosten, die durch die Teilnahme 
an Personalversammlungen nach Satz 1 entstehen, werden in entspre­
chender Anwendung nach dem Reisekostenrecht der DDR erstattet.

(2) Andere Personalversammlungen finden außerhalb der Arbeits­
zeit statt. Hiervon kann im Einvernehmen mit dem Leiter der 
Dienststelle abgewichen werden.

§51
(Aufgaben und Befugnisse)

Die Personalversammlung kann dem Personalrat Anträge unter­
breiten und zu seinen Beschlüssen Stellung nehmen. Sie darf alle 
Angelegenheiten behandeln, die die Dienststelle oder ihre Beschäftig­
ten unmittelbar betreffen, insbesondere Tarif-, Besoldungs- und 
Sozialangelegenheiten. § 66 Abs. 2 und § 67 Abs. 1 Satz 3 gelten für 
die Personalversammlung entsprechend.

§52
(Teilnahme sonstiger Personen)

(1) Beauftragte aller in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaf­
ten und ein Beauftragter der Arbeitgebervereinigung, der die Dienst­
stelle angehört, sind berechtigt, mit beratender Stimme an der 
Personalversammlung teilzunehmen. Der Personalrat hat die Einbe­
rufung der Personalversammlung den in Satz 1 genannten Gewerk­
schaften und der Arbeitgebervereinigung mitzuteilen. Ein beauftrag­
tes Mitglied der Stufenvertretung sowie ein Beauftragter der Dienst­
stelle, bei der die Stufenvertretung besteht, können an der Personal­
versammlung teilnehmen.

(2) Der Leiter der Dienststelle kann an der Personalversammlung 
teilnehmen. An Versammlungen, die auf seinen Wunsch einberufen 
sind oder zu denen er ausdrücklich eingeladen ist, hat er teilzuneh­
men.

Sechster Abschnitt 
Stufenvertretungen und Gesamtpersonalrat

§53
(Bildung von Stufenvertretungen)

(1) Für den Geschäftsbereich mehrstufiger Verwaltungen werden 
bei den Behörden der Mittelstufe Bezirkspersonalräte, bei den 
obersten Dienstbehörden Hauptpersonalräte gebildet.

(2) Die Mitglieder des Bezirkspersonalrates werden von den zum 
Geschäftsbereich der Behörde der Mittelstufe, die Mitglieder des 
Hauptpersonalrates von den zum Geschäftsbereich der obersten 
Dienstbehörde gehörenden Beschäftigten gewählt.

(3) Die §§ 12 bis 16, § 17 Abs. 6 und 7, §§ 19 und 23 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2, §§ 24 und 25 gelten entsprechend. § 14 Abs. 3 gilt nur für die 
Beschäftigten der Dienststelle, bei der die Stufenvertretung zu 
errichten ist Eine Personalversammlung zur Bestellung des Bezirks­
oder Hauptwahlvorstandes findet nicht statt. An ihrer Stelle bestellt 
der Leiter der Dienststelle, bei der die Stufenvertretung zu errichten 
ist, den Wahlvorstand und dessen Vorsitzenden. Der Wahlvorstand 
setzt sich aus drei Wahlberechtigten zusammen. Je ein Beauftragter

der in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften ist berechtigt, an 
den Sitzungen des Wahlvorstandes mit beratender Stimme teilzuneh­
men. Kommt der Wahlvorstand seiner Verpflichtung nach § 23 Abs. 1 
Satz 1 nicht nach, so bestellt der Leiter der-Dienststelle einen neuen 
Wahlvorstand. § 21 Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Werden in einer Verwaltung die Personalräte und Stufenvertre­
tungen gleichzeitig gewählt, so führen die bei den Dienststellen 
bestehenden Wahlvorstände die Wahlen der Stufenvertretungen im 
Aufträge des Bezirks- oder Hauptwahlvorstandes durch; andernfalls 
bestellen auf sein Ersuchen die Personalräte oder, wenn solche nicht 
bestehen, die Leiter der Dienststellen die örtlichen Wahlvorstände für 
die Wahl der Stufenvertretungen.

(5) § 17 Abs. 5 gilt entsprechend.

§54

(1) Für die Stufenvertretungen gelten die §§26 bis 39, 40 Abs. 1, 
§§41, 42, 44, 45, 46 Abs. 1 bis 3 und 5 bis 7, § 47 entsprechend, soweit 
in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist.

(2) § 34 Abs. 1 gilt mit der Maßgabe, daß die Mitglieder der 
Stufenvertretung spätestens zwölf Arbeitstage nach dem Wahltag 
einzuberufen sind.

§55
(Gesamtpersonalrat)

findet bei den erstmaligen Wahlen keine Anwendung.

§56
(Verweisungen)

findet keine Anwendung.

Drittes Kapitel 
Jugend- und Auszubildendenvertretung, Jugend- und 

Auszubildendenversammlung

§57
(Errichtung)

In Dienststellen, bei denen Personalvertretungen gebildet sind und 
denen in der Regel mindestens fünf Beschäftigte angehören, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (jugendliche Beschäftigte) 
oder die sich in einer beruflichen Ausbildung befinden und das 25. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, werden Jugend- und Auszu­
bildendenvertretungen gebildet.

§58
(Wahlberechtigung und Wählbarkeit)

(1) Wahlberechtigt sind alle in § 57 genannten Beschäftigten. § 13 
Abs. 1 gilt entsprechend.

(2) Wählbar sind Beschäftigte, die am Wahltage noch nicht das 26. 
Lebensjahr vollendet haben. § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr.l,
Satz 2, Abs.2 und 3 gilt entsprechend.

§59
(Zahl der Jugend- und Auszubildendenvertreter, Zusammenset­

zung der Jugend- und Auszubildendenvertretung)

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung besteht in Dienst­
stellen mit in der Regel

5 bis 20 der in § 57 genannten Beschäftigten aus einem 
Jugend- und Auszubildendenvertreter 
21 bis 50 der in § 57 genannten Beschäftigten aus drei Jugend- 

und Auszubildendenvertretern 
51 bis 200 der in § 57 genannten Beschäftigten aus fünf Jugend- 

und Auszubildendenvertretern


